
Antrag DZ-05: Demokratie braucht Engagement und eine starke 
Zivilgesellschaft
Antragsteller*in: AWO Präsidium
Status: angenommen
Sachgebiet: DZ - Demokratie & Zivilgesellschaft

 1 Zivilgesellschaftliche Handlungsspielräume schützen!
 2 Die Arbeiterwohlfahrt fordert von der Politik, zivilgesellschaftliche
 3 Handlungsspielräume zu schützen und wo erforderlich zu erweitern. Die allgemeine
 4 Ankündigung im Koalitionsvertrag, das Gemeinnützigkeitsrecht zu vereinfachen, genügt
 5 nicht, es müssen in dieser Legislaturperiode konkrete Gesetzesvorhaben folgen. Wir
 6 fordern die Bundesregierung auf, mehr Rechtssicherheit für die politische Betätigung
 7 von Organisationen zu schaffen. Die Unabhängigkeit der Zivilgesellschaft ist zu
 8 respektieren. Staatlich geförderte Organisationen dürfen sich im Rahmen ihrer
 9 satzungsgemäßen Ziele äußern, ohne dass ihnen pauschal Parteilichkeit unterstellt
 10 wird. Die Gemeinnützigkeit von Organisationen muss auf Grundlage rechtlich klar
 11 def㘶nierter und fairer Kriterien bewertet werden, nicht nach politischer
 12 Opportunität. Darüber hinaus müssen die Akteure der Zivilgesellschaft als kritische
 13 und konstruktive Partner von Politik und Verwaltung anerkannt und bei der
 14 Vorbereitung und Umsetzung von relevanten politischen Entscheidungen konsequent
 15 beteiligt werden.

 16 Die AWO ist Teil der – und solidarisch mit der – engagierten Zivilgesellschaft. Die
 17 AWO wird auch in Zukunft solidarisch an der Seite der Organisationen stehen, die sich
 18 wie wir gegen Rechtsextremismus, für Menschenrechte und Vielfalt, für eine lebendige
 19 Demokratie und Demokratiebildung einsetzen. Wir werden uns weiterhin in
 20 zivilgesellschaftlichen Bündnissen engagieren, wo es unseren Anliegen und Positionen
 21 entspricht.

 22 Angesichts von zunehmender Bedrohung, Repression und Einschüchterung gegen Engagierte
 23 in der Kommunalpolitik, in Initiativen und Vereinen fordern wir von der Politik mehr
 24 und wirksamere rechtsstaatliche Schutzmaßnahmen. Der im aktuellen Koalitionsvertrag
 25 angekündigte Schutz des Ehrenamts muss konkretisiert werden. Die Erfassung und
 26 juristische Verfolgung von Straftaten gegen Engagierte ist zu verbessern. Wir
 27 brauchen mehr Daten, um das Ausmaß der Bedrohung transparenter zu machen. Engagierte
 28 und Organisationen müssen sich auf einen polizeilichen Schutz und auf den Rechtsstaat
 29 verlassen können. Dort, wo Organisationen akut bedroht sind, müssen ihre Schutz- und
 30 Beratungsaktivitäten, ihre Sicherheitsmaßnahmen baulicher und technischer Art
 31 f㘶nanziell unterstützt werden. Politische Bildung als Prävention gegen
 32 antidemokratische Strategien muss f㘶ächendeckend und für alle Altersgruppen ausgebaut
 33 und f㘶nanziert werden.

 34 Demokratiefördergesetz einführen und Demokratieförderprogramme fortsetzen und 
 35 ausbauen!
 36 Wir fordern mit Nachdruck, das Engagement für Demokratie und Demokratiebildung, für
 37 Vielfaltsgestaltung und Extremismusprävention im Rahmen eines
 38 Demokratiefördergesetzes zu verankern. Wir schlagen vor, hierfür am Referentenentwurf
 39 der Vorgängerregierung anzusetzen. Die Arbeiterwohlfahrt sieht das
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 40 Demokratiefördergesetz als ein unentbehrliches Instrument, um Engagement und
 41 Demokratie wirkungsvoll zu stärken, demokratiefeindlichen Phänomenen entgegenzutreten
 42 und die auch in der AWO aufgebauten Strukturen aufrechtzuerhalten und
 43 weiterzuentwickeln. Die Debatte zur Einrichtung einer „Extremismusklausel“ lehnen wir
 44 entschieden ab.

 45 Wir benötigen die nachhaltige Absicherung der demokratiefördernden Programme
 46 „Demokratie leben“, „Zusammenhalt durch Teilhabe“ und „Respect Coaches“. Wir werden
 47 die Bundesregierung, die sich im Koalitionsvertrag zur Fortsetzung insbesondere von
 48 „Demokratie leben“ bekannt hat, hier beim Wort nehmen. Die Planungssicherheit für
 49 zivilgesellschaftliche Organisationen muss erheblich verbessert werden.

 50 Es braucht politische Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen bei der
 51 Entwicklung von Antidiskriminierungsstrukturen und demokratiestärkenden Maßnahmen.
 52 Zivilgesellschaftlich engagierte Menschen und demokratische Mitgliederorganisationen
 53 bilden gemeinsam das Immunsystem der Demokratie. Um entschlossen gegen Bedrohungen
 54 der Demokratie vorgehen zu können und um Organisationsstrukturen und Kompetenzen von
 55 Mitgliedern und Mitarbeitenden im Sinne einer diskriminierungssensiblen und
 56 diversitätsorientierten Organisationsentwicklung zu stärken, werden zusätzliche
 57 Ressourcen und politische Unterstützung dringend benötigt.

 58 Engagementförderung ist Demokratieförderung!
 59 Die Arbeiterwohlfahrt fordert die Bundesregierung auf, stärker als bisher
 60 anzuerkennen, dass das zivilgesellschaftliche Engagement in seiner großen Vielfalt
 61 ein wesentlicher Grundpfeiler der Demokratie ist und bleiben muss. Engagement und
 62 Demokratie können nicht getrennt gedacht werden. Ohne die organisierte
 63 Zivilgesellschaft kann es weder ein funktionierendes lokales Gemeinwesen geben noch
 64 können die großen Fragen der sozialökologischen, sozial gerechten Transformation in
 65 ihrer nationalen und transnationalen Dimension gelöst werden. Zivilgesellschaftliche
 66 Organisationen müssen daher auf allen Ebenen, von der Kommune bis zum Bund,
 67 unterstützt und wo immer möglich und nötig f㘶nanziell gefördert werden.

 68 Die Arbeiterwohlfahrt begrüßt es grundsätzlich, dass die Bundesregierung in der 20.
 69 Legislaturperiode eine Bundes-Engagementstrategie erarbeitet und die
 70 Zivilgesellschaft dabei beteiligt hat. Wir unterstützen die Haltung der
 71 Bundesregierung, dass Engagement auf demokratischen Grundwerten und unserer
 72 Verfassung beruht und dass der zentrale Leitgedanke der Engagementpolitik eine Kultur
 73 der Ermöglichung sein muss. Wir dringen mit Nachdruck darauf, diese Strategie nun in
 74 der 21. Legislaturperiode umzusetzen und fordern, den Umsetzungsstand gemeinsam mit
 75 der Zivilgesellschaft kontinuierlich zu überprüfen.

 76 Die Leistungen der Wohlfahrtsverbände im sozialen Engagement müssen anerkannt und 
 77 stärker f㘶nanziell gefördert werden.
 78 Wir fordern die Politik in Bund und Ländern auf, die Leistungen der
 79 Wohlfahrtsverbände als bedeutende Strukturen der Engagementförderung viel mehr als
 80 bisher anzuerkennen. In den Einrichtungen und Diensten der Verbände arbeiten
 81 ehrenamtlich Engagierte und Hauptamtliche eng zusammen. Durch ihr Zusammenwirken
 82 erzielen sie einen Mehrwert im Sinne einer besonderen Qualität der sozialen Arbeit,
 83 die den Nutzerinnen und Klientinnen zugutekommt. Die Arbeiterwohlfahrt fordert von
 84 der Politik, die zur Unterstützung und Koordinierung des Engagements notwendigen
 85 Ressourcen durch wirksame Ref㘶nanzierungslogiken verlässlich abzusichern.
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 86 Die Bundesregierung wird aufgefordert anzuerkennen, dass ein gutes Zusammenwirken von
 87 beruf㘶ichen und nicht-beruf㘶ichen Kräften nur in einem starken Sozialstaat mit einer
 88 starken, ausreichend f㘶nanzierten sozialen Infrastruktur gedeihen kann. Engagierte
 89 können und wollen die Fachkräfte in der sozialen Arbeit nicht ersetzen. Ihre eigenen
 90 Interessen, Motive und Kompetenzen müssen gewürdigt werden. Eine Politik der
 91 Kürzungen und der Ökonomisierung des Sozialen, die Einrichtungen in ihrer Existenz
 92 bedroht, die professionelle soziale Arbeit beschädigt, den Fachkräftemangel verstärkt
 93 und die Leistungen der freiwillig Engagierten instrumentalisiert, springt zu kurz und
 94 zerstört letztlich die Motivation und Kraft des Engagements.

 95 Die Förderung des jungen Engagements und der Jugendverbände muss ein 
 96 engagementpolitischer Schwerpunkt sein.
 97 Der Arbeiterwohlfahrt ist es ein besonderes Anliegen, junges Engagement zu
 98 ermöglichen und zu fördern. Wir fordern, die offene Kinder- und Jugendarbeit sowie
 99 die Kinder- und Jugendverbandsarbeit so auszubauen und f㘶nanziell abzusichern, dass
 100 sie sich an den Interessen junger Menschen und ihrem Recht auf gesellschaftliche
 101 Mitbestimmung ausrichtet. Ein besseres Zusammenwirken der Kinder- und Jugendpolitik
 102 mit der Engagementpolitik ist auf allen Ebenen nötig und muss in den kommenden Jahren
 103 stärker angegangen werden.

 104 Wir unterstützen weiterhin die Arbeit des Jugendwerks der Arbeiterwohlfahrt als
 105 eigenständiger Kinder- und Jugendverband. Wir fordern von der Politik in Bund und
 106 Ländern, die Arbeit der Jugendverbände auf allen föderalen Ebenen weiterhin
 107 f㘶nanziell zu fördern und damit die Teilhabe und das Engagement junger Menschen zu
 108 stärken. Auf Bundesebene ist der Kinder- und Jugendplan des Bundes (KJP) das zentrale
 109 Förderinstrument für Jugendverbände und damit entscheidend für deren Arbeit. Doch die
 110 wachsende Inf㘶ation und die steigenden Ausgaben setzen Jugendverbände immer stärker
 111 unter Druck und gefährden ihre Existenz. Statt Kürzungen benötigt die
 112 Jugendverbandsarbeit vielmehr eine langfristige, verlässliche, dynamisierte und
 113 bedarfsgerechte Förderung, um eine starke Kinder- und Jugendpolitik zu gewährleisten
 114 und jungen Menschen echte Mitbestimmung zu ermöglichen.

 115 Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag angekündigt, die Freiwilligendienste zu
 116 stärken und auszubauen. Wir fordern, diese Zusage auch umzusetzen. Für uns bleiben
 117 das Freiwillige Soziale Jahr und der Bundesfreiwilligendienst zentral wichtige
 118 Angebote, um das Engagement junger Menschen zu fördern.

 119 Engagement muss inklusiv und für alle Menschen zugänglich sein.
 120 Die AWO wird sich mit den Ergebnissen des Vierten Engagementberichts, in dem die
 121 (fehlenden) Zugänge zum Engagement für marginalisierte Gruppen untersucht wurden,
 122 intensiv auseinandersetzen und sich auch mit der Frage beschäftigen, wie eigene
 123 Engagementstrukturen und Organisationskulturen offener, diversitätsorientierter und
 124 diskriminierungssensibler weiterentwickelt werden können. Von der Politik auf allen
 125 föderalen Ebenen fordern wir, die Zugänge von engagierten Menschen mit Behinderung zu
 126 Assistenzleistungen zu verbessern, barrierefreie Räume der Begegnung und des
 127 Engagements in den Kommunen zu fördern und Einschränkungen durch die Jobcenter für
 128 Engagierte im Leistungsbezug zu verringern.

 129 Bei der Förderung des Engagements weniger privilegierter Gruppen kommt dem sozialen
 130 Nahraum eine besondere Bedeutung zu. Gerade hier können die Schwellen für die
 131 Beteiligung und Interessensvertretung aller Bewohner*innen wirksam gesenkt werden.
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 132 Die AWO organisiert in vielen Stadtteilen und Kommunen eine teilhabeorientierte
 133 Gemeinwesen- und Quartiersarbeit und wird dies auch in Zukunft mit hoher Priorität
 134 tun. Wir erwarten von der Politik auf allen Ebenen, die Quartiersarbeit mit wirksamen
 135 Förderprogrammen zu unterstützen. In den Quartieren und Kommunen werden dringend
 136 soziale Orte benötigt, an denen sich Menschen treffen und Engagementgelegenheiten
 137 entstehen können. Außerdem müssen die Beratungsangebote in der Eingliederungshilfe,
 138 der Integrationsarbeit und der Altenhilfe so ausgerichtet und ref㘶nanziert werden,
 139 dass sie Menschen zum Engagement ermutigen und Zugänge vereinfachen.

 140 Die Chancen der Digitalisierung im Engagement nutzen und Förderung ausbauen!
 141 Die digitale Transformation führt zu gesellschaftlichen Umbrüchen, die sich auch auf
 142 das Engagement auswirken. Die Chancen der Digitalisierung müssen im Engagement besser
 143 genutzt werden. Die AWO tritt dafür ein, digitales Engagement als Möglichkeit für
 144 orts- und zeitunabhängiges Engagement anzuerkennen. Zugleich gilt es, Schwellen der
 145 Digitalisierung kritisch zu betrachten, die Bedürfnisse und Kompetenzen aller
 146 Engagierten im Blick zu behalten und Überforderung entgegenzuwirken.

 147 Die AWO setzt sich gegenüber der Politik für eine zuverlässige staatliche Förderung
 148 ein, die Weiterbildungsangebote ermöglicht, Engagierte mit digitalen Endgeräten,
 149 Software, Infrastruktur und Expertise unterstützt und den Abbau von Zugangshürden und
 150 digitalen Barrieren erleichtert. Die Angebote der Deutschen Stiftung für Engagement
 151 und Ehrenamt können hier erste Anknüpfungspunkte bieten. Die Förderung der digitalen
 152 Teilhabe gerade von Menschen mit Behinderung und von armutsbetroffenen Menschen muss
 153 jedoch deutlich über den Bereich der Engagementförderung hinausgehen.

 154 Das Engagement von der Überlastung durch zu viel Bürokratie befreien!
 155 Wir fordern, die Last der immer komplexer werdenden Regulierung von
 156 zivilgesellschaftlichen Organisationen zu verringern. Verwaltungsaufgaben, Melde- und
 157 Registerpf㘶ichten nehmen stetig zu, mit der Folge, dass die Bereitschaft zum
 158 Engagement sinkt. Die Arbeiterwohlfahrt tritt für ein zeitgemäßes
 159 Gemeinnützigkeitsrecht ein, mit dem Haftungsrisiken im Ehrenamt reduziert werden. Wir
 160 begrüßen grundsätzlich die Ankündigung im Koalitionsvertrag, das Ehrenamt im Rahmen
 161 eines Bürokratierückbaugesetzes zu entlasten.

 162 Wir fordern die Bundesregierung insbesondere auf, die Förderverfahren so weit wie
 163 möglich zu vereinfachen und zu digitalisieren. Die Fördermittelvergabe muss
 164 konsequent f㘶exibilisiert werden, durch die Anpassung des Zuwendungsrechts,
 165 insbesondere der Bundeshaushaltsordnung und der Allgemeinen Nebenbestimmungen für
 166 Zuwendungen zur Projektförderung. Die Förderrichtlinien sollten für Bund und Länder
 167 einheitlicher sein und auf Engagementtauglichkeit hin geprüft werden. Wir fordern,
 168 künftig alle Gesetzentwürfe auf unnötige Folgekosten und unverhältnismäßigen
 169 administrativen Aufwand hin systematisch zu überprüfen. Der Normenkontrollrat soll
 170 diese Prüfung und ein einheitliches Registerkonzept einführen.

 171 Zivilgesellschaftliches Engagement politisch aufwerten!

 172 Zivilgesellschaftliches Engagement wird von der Politik zwar zunehmend als wichtiger
 173 Faktor für sozialen Zusammenhalt und gesellschaftliche Innovationen wahrgenommen.
 174 Zugleich scheitert die Umsetzung von weitreichenden Reformen in der
 175 Engagementförderung zu oft an mangelndem politischem Willen und ungeklärten
 176 Zuständigkeiten. Deshalb fordert die AWO auch eine strukturelle Aufwertung der
 177 politischen Förderung zivilgesellschaftlichen Engagements auf Bundes- und
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 178 Landesebene. Die in der aktuellen Legislaturperiode geschaffene Position eines
 179 Staatsministers für Sport und Ehrenamt im Bundeskanzleramt kann eine geeignete
 180 Maßnahme sein. Wir werden die Wirkung dieses Amtes kritisch begleiten und mit
 181 Nachdruck auf die besondere Rolle der Wohlfahrtsverbände hinweisen. Wir fordern
 182 weiterhin die Aufwertung des Unterausschusses Bürgerschaftliches Engagement des
 183 Bundestags zu einem vollwertigen Ausschuss.

Begründung
Mit dem Beschluss des vorliegenden Antrags schafft die AWO Bundeskonferenz die Grundlage für die 
engagementpolitische Lobbyarbeit gegenüber der Politik und für anstehende Positionierungen in der 
fachpolitischen Öffentlichkeit und in der Zivilgesellschaft.

Für die Arbeiterwohlfahrt als Teil der Zivilgesellschaft gehört das zivilgesellschaftliche, ehrenamtliche 
Engagement zum Wesenskern des Verbandes. Engagement sehen wir als einen Grundpfeiler der 
Demokratie. Wir setzen uns in den kommenden Jahren weiterhin für eine gute, wirksame Engagement- und 
Demokratiepolitik ein, die konkrete rechtliche und f㘶nanzielle Rahmenbedingungen verbessert.

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind in Deutschland und weltweit unter Druck. Dies zeigt sich im 
wachsenden Einf㘶uss rechtsextremistischer und rechtspopulistischer Kräfte in Politik, Gesellschaft und 
Medien. Es zeigt sich auch in der zunehmenden und bewusst herbeigeführten Verengung 
zivilgesellschaftlicher Handlungsspielräume. Die Kleine Anfrage der Unios-Fraktion im Deutschen 
Bundestag im Februar 2025 ist ein Ausdruck dieser bedenklichen Entwicklung.

Viele zivilgesellschaftliche Organisationen beziehen Stellung gegen Demokratiefeinde, gegen Rassismus 
und Diskriminierung. Sie legen den Finger in die Wunden und kritisieren im Kampf für eine starke 
Demokratie auch Politik und Parteien. Etliche Organisationen erleben in der Folge Vorstöße zur 
Aberkennung ihres Status der Gemeinnützigkeit. Sie werden zum Teil öffentlich diffamiert und 
eingeschüchtert und sind durch den Verlust von Fördermitteln in ihrer Existenz bedroht. Dies muss 
dringend enden! Die Zivilgesellschaft ist auch und gerade in ihrer kritischen Haltung gegenüber 
staatlichen Maßnahmen und parteipolitischen Positionen eine tragende Säule unserer Demokratie.

30 Millionen Bürger*innen in Deutschland bringen sich in ihrem unmittelbaren Lebensumfeld ein. Durch 
ihr Engagement in den Feldern Soziales, Bildung, Gesundheit, Pf㘶ege, Integration, Kultur, Umwelt und Sport 
gestalten sie die Gesellschaft im Kleinen wie im Großen mit. Sie tun dies zu einem erheblichen Teil in den 
mehr als 660.000 gemeinnützigen Organisationen, vor allem in Vereinen.

Die Wohlfahrtsverbände mit ihrer f㘶ächendeckenden sozialen Infrastruktur, ihren knapp zwei Millionen 
hauptamtlich Beschäftigten und drei Millionen Engagierten bilden einen herausgehobenen Bereich der 
organisierten Zivilgesellschaft. Die Leistungen der Freien Wohlfahrtspf㘶ege haben insgesamt 
demokratiestärkende und gesellschaftlich stabilisierende Effekte. Bis vor wenigen Jahren dominierte die 
Ansicht, dass das stabile, in Vereinen und Verbänden beheimatete Engagement durch kurzfristiges, 
projektförmiges Engagement abgelöst wird. Diese Ansicht ist nicht länger haltbar. Wohlfahrtsverbände wie 
die AWO mit ihren unterschiedlichen sozialen Aufgabenfeldern bleiben attraktive Orte für 
zivilgesellschaftliches Engagement.

Jugendstudien und Freiwilligensurveys zeigen, dass das Engagement und die Engagementbereitschaft 
unter jungen Menschen hoch sind. Unsere Gesellschaft braucht die Jugend – ihre Ideen, ihr Engagement 
und ihre Potenziale – dringender denn je. Dieses gesellschaftliche Potenzial wird jedoch nicht ausreichend 
ausgeschöpft. Viele junge Menschen haben nicht die Möglichkeit, sich zu engagieren, da es an 
unterstützenden Strukturen, Informationsmöglichkeiten und zeitlichen wie f㘶nanziellen Ressourcen fehlt. 
Kinder und Jugendliche benötigen Partizipationserfahrungen als Weg ins Engagement.
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Jugendverbände wie das Jugendwerk der AWO sind herausragende Orte, damit sich junge Menschen 
zunächst niedrigschwellig beteiligen und sich im weiteren Verlauf intensiver engagieren, Verantwortung 
übernehmen und ihre Interessen vertreten können. Jugendverbände sind Werkstätten gelebter 
Demokratie, Lernorte politischer Bildung und Stützen der Zivilgesellschaft.

Der Vierte Engagementbericht der Bundesregierung hat herausgearbeitet, dass die Zugänge zum 
Engagement für marginalisierte Gruppen durch Formen der Diskriminierung und durch 
Exklusionsmechanismen erschwert werden. Sie werden häuf㘶g eher als Hilfsbedürftige gesehen und als 
def㘶zitär konstruiert. Daher werden sie weniger als Engagierte angesprochen, die einen wichtigen Beitrag 
leisten und in Vereinen Verantwortung und Positionen übernehmen können. Dies gilt insbesondere für 
Menschen mit Behinderung, mit Armutserfahrung und mit Migrationsgeschichte. Der Engagementbericht 
hat eine Vielzahl von Schwellen identif㘶ziert, die den Zugang zum Engagement sowie die Übernahme von 
Aufgaben und Positionen im Engagement erschweren. Viele der Befunde adressieren zivilgesellschaftliche 
Organisationen und weisen hier auf einen hohen Handlungsbedarf hin.
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